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AUS DEM GESAMTPERSONALRAT DER LEHRERINNEN UND LEHRER BEIM 
STAATLICHEN SCHULAMT OFFENBACH

Kooperative Förderung – ein neues sonderpädagogisches Sparmodell

Seit Schuljahresbeginn verfolgt das Schulamt in Offenbach mit der Bezeichnung „Kooperative Förderung“ eine neue Strategie bei der Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf:

Demnach verbleiben Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf Erziehungshilfe im Unterricht der allgemeinen Schule, sind aber gleichzeitig Schülerinnen oder Schüler der Sonderschule. Rechtliche Grundlage bilden § 53, Abs. 3 und § 3, Absatz 6 des Hessischen Schulgesetzes. 

Das Schulamt nennt die allgemeine Schule in diesem Zusammenhang „gastgebende Schule“ und räumt den EH – Schülerinnen und - Schülern einen „Gaststatus“ ein, obwohl es dafür keine gesetzliche Verankerung gibt.

Die Unterstützung und Förderung der betroffenen Schülerinnen und Schüler und die Beratung der beteiligten Kolleginnen und Kollegen durch Sonderschulpädagogen kann nach Einzelfallprüfung zwei bis fünfzehn Stunden betragen. In der Regel werden zu wenige Stunden zur Verfügung gestellt. 

Im Gegensatz zum Gemeinsamen Unterricht wird bei der „Kooperativen Förderung“ die Klassenhöchstgrenze nicht reduziert.

Deshalb betrachtet der GPRLL dieses Modell als reines Sparmodell. Es wird nicht den betroffenen Schülerinnen und Schülern gerecht und kann zu einer erheblichen Störung des gesamten Lernklimas führen. Es bedeutet außerdem eine deutliche Mehrbelastung der Kolleginnen und Kollegen in den allgemeinen Schulen.

Vertretungsunterricht an Grundschulen

Immer wieder häufen sich bei Personalräteschulungen die Klagen der KollegInnen bezüglich des Vertretungsunterrichts an Grundschulen.

Wegen der vorgeschriebenen „festen Öffnungszeiten“ sollten die Kinder, auch bei Erkrankung von Lehrkräften, entsprechend ihrer Unterrichtszeit in der Schule verbleiben. Das Aufteilen der Kinder oder die Doppelbeaufsichtigung von Klassen kann nur die Lösung für einen Tag sein.

Da Vollzeitkräfte mit 29 bzw. 30 Stunden Unterrichtsverpflichtung keinen Vertretungsunterricht halten können, wird dieser nur von  Teilzeitkräften erteilt. Dies missachtet, die mit dem Amt vereinbarte Teilzeitregelung, nach der die Teilzeitkräfte entlastet werden sollen. Sie können auf keinen Fall die Vertretungslast ohne Ausgleich tragen. 

Wenn sich Vertretungsunterricht für Teilzeitkräfte nicht vermeiden lässt, gibt es u. a. folgende Ausgleichsmöglichkeiten:

· bezahlte Mehrarbeit – z. B. eine KollegIn mit halber Stelle müsste erlassgemäß 1,5 Std. Vertretung im Monat halten. Sie hat 2 Std. erteilt und bekommt beide Stunden vergütet.
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· zeitnahes Abfeiern der geleisteten Vertretungsstunden.

· Falls an einer Schule in einem Halbjahr sehr viele 

    Vertretungsstunden anfielen, können diese im 2. Halbjahr      ausgeglichen werden. Hierfür kann beim Schulamt ein BAT-Vertrag

zum Abdecken dieser Stunden angefordert werden. 

Wenn alle pragmatischen Mittel ausgereizt sind, ist auch nach Meinung von Herrn Maier, Leiter des Staatlichen Schulamtes, Unterrichtsausfall nicht zu umgehen.

Einstellungen zum 1.2.2005 und BAT-Verträge

Zum 1.2.2005 werden Einstellungen im Umfang von ca. 29 Stellen vorgenommen. Es handelt sich dabei in den meisten Fällen um Ersatz für Ruhestandversetzungen. Die Stellen sollen in den meisten Fällen über schulbezogenen Ausschreibungen besetzt werden. Der Schulamtsleiter geht davon aus, dass die Kolleginnen und Kollegen, die mit einem BAT-Vertrag ohne Vertretungsgrund haben, alle über diesen Weg eingestellt werden können.

Die zum 31.01.2005 auslaufenden BAT-Verträge werden in der Regel verlängert. Die Verträge laufen nur dann aus, wenn der Vertretungsgrund entfallen ist oder der/die Betroffene es wünscht.

Die Landesrechtsstelle der GEW hat für Angestellte mit befristeten Arbeitsverhältnissen eine Information zu Arbeitslosengeld und Meldepflicht herausgegeben. Diese Information ist an alle Schule geschickt worden und ist bei der/dem Schulvertrauensfrau/mann bzw. den GEW-Mitgliedern des GPRLL zu erhalten. 

Neues von A14 

Im Dezember 04 trat die AG zu Beförderungen nach A 14 zusammen und erarbeitet einen Vorschlag für eine Stellenverteilung, der auch der GPRLL am 15.12. zustimmte.

Danach können Kolleginnen und Kollegen von vier Gesamtschulen, sechs Gymnasien sowie drei beruflichen Schulen voraussichtlich zum 1.10.05 mit einer Beförderung nach A 14 rechnen.

Von den Gesamtschulen sind dies Schillerschule, Weibelfeldschule, Geschwister-Scholl-Schule, Rodgau, sowie Oswald-v.-Nell-Breuning-Schule.

Folgende Gymnasien sind berücksichtigt: Claus-v.-Stauffenberg-Schule, Rudolf-Koch-Schule, Dreieichschule, Leibnizschule, Adolf-Reichwein-Schule und Albert-Schweitzer-Schule.
Theodor-Heuss-Schule, August-Bebel-Schule und Georg-Kerschensteiner-Schule sind von den beruflichen Schulen betroffen.

Eine vierte Stelle für den beruflichen Bereich wird auf Bitte des Amtes für einen Härtefall reserviert und erst Anfang des Jahres verteilt.
Der GPRLL hat sich wieder dafür eingesetzt, dass die beruflichen Schulen, die im Dezember 04 leer aufgegangen sind, zum nächsten Termin vorrangig gesetzt werden.
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S+

Die vier der insgesamt sechs beruflichen Schulen des Kreises und der Stadt Offenbach, die sich für den „Modellversuch“ Selbstverantwortung plus beworben hatten, sind wie auch alle übrigen Bewerberschulen berücksichtigt.
Von mehr als 150 beruflichen Schulen in Hessen hatten sich 17 beworben, davon jeweils 2 mal 2 im Schulverbund, so dass 15 Bewerber den Zuschlag erhielten.
Wie dieser Zuschlag genau aussehen wird, ist noch nicht klar; zum Beispiel, ob ein Schulverbund als eine Einheit oder als zwei Schulen beim Personalzuschlag berücksichtigt wird.
Das SSA plant eine spezielle Fachberatung für S+, ist aber auch der Meinung, dass alle sechs beruflichen Schulen in die Entwicklung einbezogen werden sollen. Außerdem ist eine Steuergruppe angedacht unter Beteilung der Schulträger.

Ade HELP !

Mit dem Ende des Jahres 2004 ist die Existenz der Hessischen Lehrerfortbildung und damit auch der Regionalstelle Offenbach beendet.
Die ehemalige Leiterin dieser Regionalstelle, Frau Graeber, ist als Dezernentin ins SSA versetzt. Dort soll sie nach Mitteilung von Herrn Maier weiter für Fortbildung verantwortlich sein.

Fortbildung 

Am 2. März findet unter der Federführung der GEW das nächste Treffen (Schulung) des Gesamtpersonalrates mit den Schulpersonalräten statt. Themenschwerpunkte sind die Auswirkungen des neuen Schulgesetzes besonders die Fortbildungsregelungen für Lehrkräfte und die Mitarbeitergespräche. 

Kontakt

Der Gesamtpersonalrat ist per Email erreichbar. Die Adresse lautet:


r.spatz@of.ssa.hessen.de

Die Mitglieder der GEW-Fraktion im Gesamtpersonalrat 
wünschen allen Kolleginnen und Kollegen noch nachträglich ein gutes neues Jahr.

Verantwortlich: U. Simonis






















